
Deutscher Bundestag  Drucksache  17/14790
 17. Wahlperiode  24. 09. 2013
 Unterrichtung
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 Gesetz zur Verbesserung der Kontrolle der Vorstandsvergütung und zur
 Änderung weiterer aktienrechtlicher Vorschriften (VorstKoG)
 – Drucksachen 17/8989, 17/14214, 17/14239 –

 Anrufung des Vermittlungsausschusses

 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  914.  Sitzung  am  20.  September  2013  beschlossen,
 zu  dem  vom  Deutschen  Bundestag  am  27.  Juni  2013  verabschiedeten  Gesetz  zu
 verlangen,  dass  der  Vermittlungsausschuss  gemäß  Artikel  77  Absatz  2  des
 Grundgesetzes mit folgendem Ziel einberufen wird:

 Zu Artikel 1 Nummer 6 (§  120 Absatz 4 AktG)

 Der  Bundesrat  hält  es  für  erforderlich,  exorbitante  Managergehälter  auf  andere
 Weise  zu  verhindern  als  durch  die  Übertragung  der  Letztentscheidungsbefugnis
 über  die  Vergütungssysteme  von  Vorstandsmitgliedern  auf  die  Hauptversamm-
 lung.

 B e g r ü n d u n g

 Das  vom  Deutschen  Bundestag  beschlossene  Gesetz  zur  Verbesserung  der
 Kontrolle  der  Vorstandsvergütung  und  zur  Änderung  weiterer  aktienrechtlicher
 Vorschriften  führt  zu  einer  unguten  Gewichtsverlagerung  im  sorgfältig  austa-
 rierten  System  der  Befugnisse  der  drei  Organe  der  Aktiengesellschaft.  Der  Auf-
 sichtsrat  wird  durch  die  Übertragung  der  Letztentscheidungsbefugnis  über  die
 Vorstandsvergütung  auf  die  Hauptversammlung  aufgrund  der  damit  verbunde-
 nen  Einschränkung  seiner  Personalhoheit  erheblich  geschwächt.  Das  gilt  insbe-
 sondere  auch  gegenüber  dem  Vorstand,  da  dem  Aufsichtsrat  ein  wichtiges
 Druckmittel  zur  Durchsetzung  seiner  Überwachungsaufgabe  entzogen  wird,
 wenn  er  in  Fragen  der  Vorstandsvergütung  nur  noch  eingeschränkt  entschei-
 dungsfähig  ist.  Darüber  hinaus  wird  dem  Aufsichtsrat  die  Verwirklichung  einer
 langfristigen  und  nachhaltigen  Vergütungspolitik  erschwert,  wenn  er  von  einem
 jährlichen  Aktionärsvotum  abhängig  ist,  das  kurzfristigen  Erwägungen  und
 wechselnden  Mehrheiten  unterliegen  kann.  Ferner  bewirkt  der  mit  der  Geset-
 zesänderung  beabsichtigte  Kompetenzzuwachs  der  Hauptversammlung  eine
 einseitige  Stärkung  der  Kapitalinteressen  zu  Lasten  der  Beschäftigteninteres-
 sen.  Anders  als  die  Hauptversammlung  hat  der  dem  Unternehmensinteresse
 verpflichtete  Aufsichtsrat  neben  den  Interessen  der  Aktionäre  auch  die  Interes-
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sen  der  Unternehmensbeschäftigten  und  das  Allgemeinwohlinteresse  zu  be-
 rücksichtigen.  Das  kommt  unter  anderem  dadurch  zum  Ausdruck,  dass  der
 Aufsichtsrat  in  mitbestimmten  Aktiengesellschaften  mit  Vertreterinnen  und
 Vertretern  der  Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmer  besetzt  ist,  deren  Einfluss
 auf  die  Unternehmenspolitik  durch  die  beabsichtigte  Kompetenzverlagerung
 stark eingeschränkt werden würde.

 Von  diesen  systembedingten  Bedenken  abgesehen  greift  die  vom  Deutschen
 Bundestag  beschlossene  Änderung  des  §  120  Absatz  4  des  Aktiengesetzes
 (AktG)  hinsichtlich  des  Ziels  einer  wirksamen  Eindämmung  ausufernder
 Managergehälter  zu  kurz.  Der  Änderung  liegt  die  Vorstellung  zugrunde,  durch
 die  Übertragung  der  Letztentscheidungsbefugnis  über  die  Vorstandsvergütung
 auf  die  Hauptversammlung  die  Entwicklung  der  Managergehälter  kontrollieren
 und  begrenzen  zu  können.  Hauptversammlungen  werden  jedoch  überwiegend
 nicht  von  Kleinanlegern,  sondern  von  Banken,  internationalen  Fonds  und  ins-
 titutionellen  Anlegern  dominiert,  zu  deren  Geschäftsmodell  die  systematische
 Erhöhung  von  Boni  gehört  und  die  stärker  an  schnellen  Gewinnen  als  an  nach-
 haltigen  Zielen  wie  Produktqualität,  Kundenzufriedenheit  und  Arbeitsplatz-
 sicherheit  der  Unternehmensbeschäftigten  interessiert  sind.  Es  steht  daher  zu
 befürchten,  dass  Großaktionäre  im  Interesse  ertragreicher  Renditen  auch  wei-
 terhin  unangemessen  hohe  Vorstandsgehälter  bewilligen  würden.  Zur  wirk-
 samen  Eindämmung  ausufernder  Managergehälter  sind  daher  gesetzliche  Rege-
 lungen  notwendig,  die  eine  wirksame  Begrenzung  von  Vorstandsvergütungen
 erwarten  lassen.  Diesbezüglich  lässt  sich  an  die  von  den  Fraktionen  SPD  (Bun-
 destagsdrucksache  17/13472)  sowie  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  (Bundes-
 tagsdrucksache  17/13239)  in  den  Deutschen  Bundestag  eingebrachten  Ent-
 schließungsanträge  sowie  den  von  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN
 im  Rechtsausschuss  des  Deutschen  Bundestages  gestellten,  von  den  die  Bun-
 desregierung  tragenden  Fraktionen  jedoch  abgelehnten,  Änderungsantrag  zur
 Aktienrechtsnovelle  (Bundestagsdrucksache  17/14214,  S.  20  f.)  anknüpfen,  die
 zur  wirksamen  Verhinderung  exorbitanter  Managergehälter  unter  anderem  vor-
 schlagen,  die  Vorstandsgehälter  an  das  Durchschnittseinkommen  der  Unterneh-
 mensbeschäftigten zu koppeln.
Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


